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Hans Schäppi

Krise des Finanzmarkt-Kapitalismus
Globale Alternativen

Die Finanzmarktkrise ist bloss der aktuellste Ausdruck einer tiefen krisen-
haften Entwicklung der Weltwirtschaft. Diese begann im Sommer 2007 in
den USA im Immobilienbereich, als überschuldete Häuserbesitzer ihre
Zinsen nicht mehr zahlen konnten und ihre als Wertpapiere gehandelten
Hypotheken rasch an Wert verloren. Dies führte in diesem Herbst 2008 zur
Bankenkrise und zu einem Crash an den Börsen, welche das Funktionieren
des globalen Kreditsystems fundamental erschüttert haben. Für die
Fohnabhängigen unmittelbar dramatisch sind die Auswirkungen des Ab-
gleitens verschiedener Länder in eine Rezession, wenn nicht sogar in eine

längere Phase der Depression. Nicht vergessen werden dürfen ferner die
anhaltenden Nahrungsmittel- und Hungerkrisen sowie die sich zuspitzen-
den ökologischen Probleme, die dringlichst der Lösung harren (Altvater
2008).

Da sich die verschiedenen Stränge der Krise wechselseitig verstärken,
und weil die Problemlösungen nicht auf die schwächeren Entwicklungs-
und Schwellen-Länder abgewälzt werden konnten, sondern die USA,
Europa und Japan im Zentrum der Krisenentwicklung stehen, muss mit
einem länger andauernden Zeitraum der Krise gerechnet werden, die wie
alle grösseren Krisen die Weltwirtschaft insgesamt in aller Härte trifft. Es
handelt sich nicht nur um einen zyklischen oder konjunkturellen Einbruch,
welcher zur Bereinigung der Profitabilität innerhalb eines herrschenden
Regimes der Kapitalakkumulation führt. In grossen Krisen kommt es oft
zum Bruch mit einem Akkumulationsregime. Aus marxistischer Sicht ist
das kapitalistische System der Weltwirtschaft kein Gleichgewichtssystem,
das erst aufgrund externer Faktoren in eine Krise gerät, um daraufhin ein
neues Gleichgewicht anstreben zu können. Vielmehr spitzen sich aufgrund
von wirtschaftlichen Veränderungen und gesellschaftlichen Auseinander-
Setzungen die inneren Widersprüche der Profitproduktion so zu, dass neue,
noch unbekannte Konstellationen entstehen müssen, damit die Profitwirt-
schaft überhaupt weitergeführt werden kann, wenn sie nicht aufgrund von
Widerstand und Kämpfen radikal infrage gestellt und überwunden wird.

Es gibt Gründe zur Annahme, dass in der gegenwärtigen Entwicklungs-
dynamik zwei Krisen zusammentreffen: Zum einen jene des in den 1980er
Jahren entstandenen neoliberalen Regimes der flexiblen Akkumulation
(vgl. Eberle/Schäppi 2008), zum anderen jene des US-zentrierten Akku-
mulationsregimes, das sich im und nach dem 2.Weltkrieg herausgebildet
hat. Krisen historischen Ausmasses sind immer eine Herausforderung für
die Linke, weil sie eine neue Etappe der Auseinandersetzungen eröffnen.
Der Ausgang der Krisenbewältigung jedoch hängt vom gesellschaftlichen
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und politischen Kräfteverhältnis ab, das von Land zu Land unterschiedlich
ist. So steht gegenwärtig einmal mehr die Politik der Linken auf dem
Prüfstand. Sie wird der Herausforderung nur gerecht, wenn sie radikale
Analysen leistet, die Systemfrage stellt und alternative Antworten gibt.

Aufschwung und Krise des Regimes der flexiblen Akkumulation

Spätestens seit 1945 besitzen die USA in der Weltwirtschaft als Träger der
liberalen Ideologie und des Freihandelsimperialismus eine hegemoniale
wirtschaftliche und militärische Stellung. Mit dem Vietnamkrieg geriet die
US-Hegemonie Anfang 1970er Jahre in eine Krise, aus der sich die USA
einerseits mit dem verstärkten Ausbau neuer Finanzmechanismen und
Instrumente wie der Derivate, andererseits mit einer starken Abwertung
des Dollars und der Einführung flexibler Wechselkurse rettete. Der Zusam-
menbruch des Bretton-Woods-Systems war auch ein Ausdruck der begin-
nenden Dominanz der Finanzmärkte als global regulierendem System
(Hafner 2002). Mit dem Zusammenbruch der UdSSR zu Beginn der 1990er
Jahre schien die US-Dominanz gar einen Höhepunkt zu erreichen. Zentra-
le Faktoren der hegemonialen Stellung der USA sind der Dollar als Leit-
Währung, abgestützt auf das wirtschaftliche Gewicht der USA und deren
militärische Vorherrschaft. Aus diesem imperialen Überlegenheitsbewusst-
sein heraus konnten sich seit Reagan die USA-Regierungen erlauben, ihre
Bevölkerung über ihre Verhältnisse leben zu lassen. Das Leben auf Pump,
der Überkonsum, die überdimensionierten Militärausgaben und die damit
zusammenhängende Verschuldung wurden durch die Zahlungsbilanzüber-
schüsse von EU-Ländern, Japans und - heute zunehmend - Chinas und
der erdölexportierenden Länder des Nahen Ostens ermöglicht.

In der Krise der 1970er Jahre wurde aber nicht nur die US-Hegemonie
neu definiert, es hat sich als Reaktion auf die strukturelle Überakkumula-
tion und die sozialen Kämpfe und Streiks Ende der 60er und zu Beginn
der 70er Jahre auch ein neues Regime herausgebildet: jenes der flexiblen
Akkumulation. Es resultiert aus den neoliberalen Umstrukturierungen,
insbesondere aus dem Abbau aller Beschränkungen für den Handelsverkehr,
für Investitionen, Kapitaltransfers und Devisenhandel. Die Liberalisie-
rungsmassnahmen, insbesondere die Freiheit des weltweiten Investierens,
unterstützt durch die neuen Finanztechniken, bilden bekanntlich den
ökonomischen Kern dessen, was Globalisierung genannt wird. Diese Li-
beralisierung ermöglichte die weltweite Jagd nach den höchsten Profiten
und heizte die Standortkonkurrenz an. Diese bietet optimale Möglichkeiten,
am Standort Lohnrestriktionen, eine Disziplinierung der Gewerkschaften
und damit die Verschiebung von den Lohneinkommen zu den Profiten und
Gewinneinkommen durchzusetzen.

Der Begriff der Liberalisierung darf allerdings nicht darüber hinwegtäu-
sehen, dass erstens gerade diese Massnahmen den Weg für die Monopol-
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Strategien der Multinationalen Konzerne ebnen, wie wir sie im Energiesek-
tor, in der Nahrungsmittelindustrie, im Agrobusiness und in der chemisch-
pharmazeutischen Industrie finden. Und zweitens darf die neoliberale
Ideologie der „Marktfreiheit" auch nicht darüber hinwegtäuschen, dass bei
der Durchsetzung der Liberalisierungen der Staat immer eine zentrale
Rolle gespielt hat. Ein wichtiger Hebel war die in der strukturellen Krise
der 70er Jahre entstandene Massenarbeitslosigkeit, welche im Rahmen der
Standortkonkurrenz die Gewerkschaften schwächte, wobei auch hier der
Staat eine stark repressive Rolle gespielt hat, wie die Politik Reagans gegen
die Fluglotsen oder Thatchers Kampf gegen die Bergarbeiter gezeigt haben.
Die Ideologie der „Marktfreiheit" war damals schon legitimatorischer
Vorwand. Und heute, wo mit staatlichen „Rettungsprogrammen" Banken
und Industriezweige massiv subventioniert werden und die Wirtschaftspo-
litik auf reinen Protektionismus setzt, ist sie völlig diskreditiert.

Ein Grundzug des Regimes der flexiblen Akkumulation ist die Steige-
rang der Ausbeutungsrate als Antwort auf die sinkende Profitrate und die
Überproduktion in den traditionellen fordistischen Sektoren wie der Auto-
oder Haushaltsgeräteherstellung. Umgesetzt wird das Regime durch
Lohnflexibilisierung, Lohnrestriktion, Arbeitszeitverlängerang und Ar-
beitsintensivierang, Abbau bei den Sozialleistungen, Steuererleichterungen
für Reiche und Angriffe auf die Gewerkschaften. Ziel ist eine Umverteilung
von den Löhnen zu den Profiten und Gewinneinkommen und die Folge
davon sind eine Beschränkung des Massenkonsums und eine Ausweitung
des Luxuskonsums. Am härtesten spürbar sind diese Folgen der neolibe-
ralen Restrakturierung jedoch in der verschärften Ausbeutung, Unterord-
nung und Abhängigkeit der Länder der Peripherie.

Der Begriff der Globalisierung ist, wie James Petras zurecht bemerkt,
eine Verschleierung des realen Imperialismus (Petras/Veltmeyer 2001).
Und zwar deshalb, weil die Plünderung der Peripherie als ein gleichsam
naturwüchsiger Prozess dargestellt wird, zu dem es keine Alternativen gebe
und von dem angeblich alle profitieren würden. Das global hegemoniale
neoliberale Regime führte in den 1980er Jahren zur Verschuldungskrise
in vielen Ländern der Peripherie, denen in den 1970er Jahren billige
Kredite gewährt worden waren, die sich als Folge der US-amerikanischen
Hochzinspolitik ab 1979 massiv verteuerten. Die sogenannten „Struktu-
ranpassungsmassnahmen" des Internationalen Währungsfonds IWF und
der Weltbank, welche die Zinszahlungen der verschuldeten Länder sicher-
stellen sollten, trugen wesentlich zur Prekarisierung und Verarmung in
diesen Ländern bei. In den 1990er Jahren führte das neoliberale Regime
dann zu immer heftigeren Finanz- und Wirtschaftskrisen, 1994 zur Krise
in Mexiko, der sogenannten „Tequila-Krise", 1997 zur Asienkrise, 1998

zur Krise in Russland und Brasilien und 2001 zum wirtschaftlichen Zu-
sammenbruch Argentiniens. Solange diese Krisen auf die Länder der Pe-

ripherie beschränkt blieben, suchte man deren Ursachen keinesfalls im
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neoliberalen Regime. Es musste schon ein Crash in den Zentren stattfinden,
bis auch hier der Neoliberalismus und seine Politik grundsätzlich in
Zweifel gezogen wurden.

Die in ihrer Souveränität eingeschränkten und wirtschaftlich abhängigen
Länder wurden verstärkt zum Gegenstand einer „Akkumulation durch
Enteignung" (David Harvey). Hohe Profite werden gemacht, indem sich
die Multinationalen Konzerne die Ressourcen in diesen Ländern aneignen.
Dabei geht es um Land, Wasser, Bodenschätze, Pflanzen, Wissen u.a.m.
Die Enteignung wird abgesichert durch die zunehmende Verschärfung des

Patentschutzes im sogenannten TRIPS-Abkommen der Welthandelsorga-
nisation WTO, ähnlich wie im England des 16. Jahrhunderts, als das den
Gemeinden und den Bauern gestohlene Land von den adeligen Grossgrund-
besitzern eingehegt wurde (Enclosures). ZurAkkumulation der Enteignung
gehören auch die Privatisierungen öffentlicher Infrastrukturen und Güter,
da hier kein Mehrwert geschaffen, sondern Werte angeeignet werden, die
von anderen geschaffen worden sind. Abgesichert werden diese Strategien
der Enteignung und der Plünderung durch die Etablierung und Militarisie-
rung von Marionettenregimes wie in Kolumbien oder durch imperialistische
Interventionskriege wie in Ex-Jugoslawien, in Afghanistan oder im Irak.

Durch solche Massnahmen konnten zwar die Profite auf das Niveau
gesteigert werden, wie es vor dem Trendbruch der 70er Jahre bestanden
hatte; eine entsprechende Steigerung derAkkumulations- und Investitions-
rate blieb aber aus. Die Schere zwischen Profiten und Investitionen ist ein

grundlegendes Merkmal des Regimes der flexiblen Akkumulation (Husson
2008, Huffschmid 2007). Neben der Profitsteigerung durch erhöhte Aus-
beutungsrate, der Verlagerung der gesellschaftlichen Bedürfnisse auf
schwerer zu rentabilisierende Bereiche (Krise des fordistischen Konsum-
modells) und derAkkumulation durch Enteignung gibt es noch eine weitere
Ursache für diese Schere zwischen Profiten und Investitionen: Mit der
neoliberalen Strategie wurden die Kapitaleigentümer wieder in ihre „vollen
Rechte" gegenüber Organisationen wie den Gewerkschaften eingesetzt,
und zusammen mit den Pensionskassenfonds setzten sie optimale Bedin-

gungen für die Profitmaximierung durch (Share-holder-value-Konzept).
Die Liberalisierung der Finanzmärkte erlaubte dem Kapital, sich frei zu
bewegen und dort zu investieren, wo man die höchsten Profite erwartete.
Abzocker in diesen Geschäften waren und sind weiterhin nicht nur die

Manager mit ihren Boni, sondern auch die Grossaktionäre und Spekulanten
wie Martin Ebner, Christoph Blocher u.a.m., die wider besseres Wissen

um die Risiken dieser Finanzstrategien dennoch lange mitspielten.
Die Schere zwischen Profiten und Investitionen ist ein weiteres Merkmal

der neuen Konstellation: Einerseits die chronische Tendenz zur Massenar-
beitslosigkeit und zur Unterkonsumption aufgrund der eingeschränkten
Massenkaufkraft und andererseits die sogenannte „Finanzialisierung".
Letzteres heisst; Die Profite werden nicht mehr in den realen Produktions-
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prozess investiert, sondern sie fliessen in die Spekulationsgeschäfte.
Aufgrund des überschüssigen Kapitals wuchs der Finanzsektor massiv an
und alles schien sich nur noch darum zu drehen, wie aus viel Geld noch
mehr Geld gemacht werden kann, ohne dass überhaupt reale Arbeit gelei-
stet oder investiert wird. Die Liberalisierung der Finanzmärkte und die
wachsende Bedeutung des Finanzsektors begannen die Realwirtschaft zu
destabilisieren.

Angesichts der zunehmenden Bedeutung des Finanzkapitals und der

Spekulation konstruieren heute einzelne Vertreter der Linken einen Gegen-
satz zwischen dem „bösen" Finanzkapital und dem „guten" Realkapital,
wobei das Finanzkapital das Realkapital „ausbeute" und durch seine „Ex-
zesse" die Krise verursacht habe. Diese Sichtweise blendet einiges aus.
Ähnlich wie bürgerliche Politiker, Finanzprofessoren und Bankiers es in den
letzten Monaten immer wieder getan haben, wird nach - an sich vertretbaren

- Reformen am Finanzmarkt bzw. des Kreditgeschäfts gerufen, um das

„Schmieröl" eines funktionierenden Börsen- Kapitalismus sicherstellen zu
können. Dabei bleibt die Tatsache unbeachtet, dass sich Multinationale
Konzerne ebenfalls als Finanzunternehmen betätigen und wie letztere nach
höheren Ausbeutungsraten und Maximalprofiten jagen, wie es in der Schweiz
z.B. bei Nestlé, Glencor und der Pharmaindustrie zu beobachten ist. Diese
setzen mit voller Kraft auf Lohnrestriktion, Monopolbildung und Akkumu-
lation durch Enteignung und Plünderung der Ressourcen.

Die Krise des US-zentrierten Akkumulationsmodells

Konnte der Zusammenbruch der New Economy 2001/2002 noch durch
massive Zinssenkungen der US-amerikanischen Notenbank und durch den

Kriegskeynesianismus, den Afghanistan- und Irakkrieg, rasch überwunden
werden, so scheint heute diese Politik an ihre Grenzen zu stossen. Weitere
Zinssenkungen, eine weitere starke Abwertung des Dollars und eine zu-
sätzliche Ausweitung der Verschuldung scheinen als Weg aus der Krise
versperrt. Die heutigen keynesianischen „Rettungsprogramme", mit denen
ein überdimensionierter, parasitärer Finanzapparat subventioniert und
aufrechterhalten werden soll, werden die Probleme nicht lösen, sondern
im Gegenteil mittelfristig die Konsum- und Investitionsmöglichkeiten
einschränken und damit die Krise eher verschärfen. Auch wird damit die
nächste spekulative Blase eingeleitet. Als beinahe einzige Möglichkeit
bleibt der Kriegskeynesianismus, also ein weiterer Interventionskrieg, was
aber ebenfalls mit Risiken verbunden und mittelfristig ökonomisch kon-
traproduktiv ist. Wie der Irakkrieg gezeigt hat, verwandeln sich kurzfristige
ökonomische Vorteile solcher Raubzüge nach vier bis fünf Jahren in ihr
Gegenteil (vgl. Baker 2007).

Wenn ein Akkumulationsregime in die Krise gerät, so sind die Ursachen
meistens in der vorhergehenden Phase zu suchen. Nach der Asienkrise von
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1997/98 begannen sich einige der betroffenen Länder neu auszurichten;
Sie trafen Massnahmen, um sich aus derAbhängigkeit der imperialistischen
Länder zu befreien. Und seit 2002 gibt es in Lateinamerika unter der

Führung von Venezuela Bestrebungen, mit dem 'Washington Konsens' zu
brechen, d.h. sich vom Diktat der internationalen Finanzinstitutionen wie
dem IWF und der Weltbank und damit vom Dollar-Wallstreet-Regime
abzukoppeln. Auch hat die globalisierungskritische Bewegung dazu bei-

getragen, das neoliberale Einheitsdenken aufzubrechen. Zudem wäre es

nicht das erste Mal, dass eine Niederlage in einem Krieg, d.h. das Scheitern
der Interventionskriege der USA und ihrer Trabanten in Afghanistan und
im Irak, einen Wechsel des ökonomischen oder politischen Regimes her-
beiführt. Anzeichen dafür ist die Tatsache, dass heute einige Länder der

Peripherie nicht nach Finanzmitteln in den Zentren suchen, sondern dass

die Zentren auf Finanzhilfe aus den Schwellenländern angewiesen sind
und dass sie diese nun zu Konferenzen herbeiziehen müssen, weil sie von
ihnen einen Beitrag zur Lösung ihrer Probleme erwarten (Tandon
2008a).

Wegen der Krise des US-zentrierten Akkumulationsmodells dürfte die

jetzige Wirtschaftskrise tiefer gehen und lange andauern. Hauptbetroffene
sind die USA, die europäischen Länder und Japan. Unschwer vorauszusa-
gen ist, dass diese Krise die Gegensätze zwischen den einzelnen Ländern
verschärfen und innerhalb der Europäischen Union die politische Hand-
lungsfähigkeit schwächen wird, da in einer solchen Krisenlage die natio-
nalen Interessen stärker in den Vordergrund rücken und die internationalen
Spannungen zunehmen werden. Insbesondere die osteuropäischen Länder,
welche stark auf einen Kapitalzufhiss angewiesen sind, dürften bei einer
länger andauernden Kreditverknappung vor grossen Problemen stehen. Die
Schweiz mit ihrem überdimensionierten Finanzsektor wird, wenn auch mit
Verspätung, vor allem als Exportland von der Krise hart getroffen werden.
Auch wird die Schweiz für einmal in einer Situation zunehmender Kon-
kurrenz von ihrer Drehscheibenfunktion im globalen Finanzzusammenhang
kaum mehr profitieren können.

Aber auch China ist von den Exportmöglichkeiten in die USA abhängig,
und Länder wie Japan, Philippinen, Malaysia, Südkorea und Australien
sind wiederum abhängig von den hohen Wachstumsraten in China (Waiden
Bello, 2008, bezeichnet dies als „Chain-Gang-Ökonomie", weil diese
Länder wie Sträflinge aneinandergekettet sind.) China hat aber den Ausweg
beschritten, mehr für den Binnenmarkt zu produzieren und grosse Kon-
junkturprogramme einzuleiten. Gewiss ist, dass die Länder der Peripherie
von der Krise ebenfalls massiv betroffen werden. Einige von ihnen sind
durch den IWF und die Weltbank zur Konzentration auf einseitige Export-
strukturen genötigt worden, was sie heute äusserst krisenanfällig macht.
Auch dürfte sich für sie der Rückgang der Rimessen, der Geldüberwei-

sungen von Emigrantinnen ins Herkunftsland, nachteilig auswirken. Auf
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der anderen Seite sind sie weniger durch überdimensionierte und unpro-
duktive Finanzstrukturen belastet. Bleibt zu hoffen, dass jene Länder von
der Krise weniger getroffen werden, die sich in den letzten Jahren bis zu
einem gewissen Mass von der Globalisierung, d.h. vom Diktat der impe-
rialistischen Zentren abgekoppelt haben.

Das Kräfteverhältnis zwischen Zentren und Peripherie, das sich schon
seit der Jahrtausendwende verändert hat, dürfte sich durch die Krise noch
weiter verschieben. Das US-zentrierte Herrschaftsmodell wird so zuneh-
mend durch eine multipolare Welt abgelöst werden. Es wird für die USA
zunehmend schwieriger werden, die Weltpolitik in einer Koalition mit
„willigen" Trabanten zu beherrschen. Die Legitimationsbasis des Neoli-
beralismus und des „Washingtoner Konsens" wird weiter abbröckeln. Aber
nicht nur die neoliberale Ideologie, auch die Institutionen der imperiali-
stischen Zentren, der Internationale Währungsfonds IWF, die Weltbank
und die Welthandelsorganisation WTO haben schon seit vier bis fünf
Jahren an Bedeutung verloren und suchen nach einer Überlebensstrategie.
Und es ist unschwer vorauszusehen, dass von verschiedener Seite, so auch

von linker Seite, eifrig Vorschläge kommen werden, um diese imperialis-
tischen Institutionen zu reformieren und zu retten.

Achsen einer radikalen und demokratischen Alternative

Prognosen sind Glückssache. Zwei Dinge stehen allerdings fest: Erstens
werden die Regierungen in den Zentren alles tun, um die Krise auf die
Lohnabhängigen abzuwälzen und damit die Vorrechte des Kapitals zu
bewahren. Und zweitens wird die Konkurrenz unter den nationalen
Völkswirtschaften zunehmen. Die Stärkeren werden versuchen, die Kri-
senfolgen auf die Schwächeren abzuwälzen, insbesondere auf die Länder
der Peripherie. Ohne Widerstand und Gegenwehr wird auch diese Krise
für Millionen von Menschen Arbeitslosigkeit, Armut und Verelendung
bringen. Auch bestehen kaum Zweifel, dass die herrschenden Akteure,
wenn nötig, ohne Zögern zu autoritären Massnahmen greifen und die
Demokratie weiter aushöhlen werden. Die ohne jede demokratische Legi-
timation lancierten protektionistischen Rettungsprogramme für Banken
und Industriezweige deuten klar in diese Richtung. Die Verunsicherung
breiter Bevölkerungsschichten wird diese für rechtspopulistische, frem-
denfeindliche und faschistische Parolen anfällig machen. Gerade in der
Krise darf die Linke das Feld nicht der Rechten und extremen Rechten
überlassen. Sie hat vielmehr klare demokratische und antikapitalistische
Alternativen vorzuschlagen und zur Diskussion zu stellen.

Eine radikale und demokratische Alternative muss entlang verschiedener
Achsen entwickelt werden. Eine erste Achse beinhaltet die t/mvertei/wng

ReteAtams. Anstatt einen überdimensionierten Finanzbereich zu sub-
ventionieren, müssen Mittel zur Bekämpfung der Armut und der Prekarität
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und zur Erhaltung unserer natürlichen Umwelt eingesetzt werden. Wichtig
ist eine Stärkung der Kaufkraft durch existenzsichernde Löhne, die Inde-
xierung der Löhne sowie Sicherung und Ausbau der Renten der Sozialver-
Sicherungen. Frauen sind oft die ersten Opfer einer Wirtschaftskrise und
daraus ergeben sich entsprechende Anforderungen an „Rettungspro-
gramme" in der Krise (Madörin 2008). In der Schweiz müssen die von der
Krise ausgehöhlte 2. Säule unter Gewährleistung des Besitzstandes in die
AHV eingebaut und das Umlageverfahren gestärkt werden. Wichtig ist
auch ein sozialer und ökologischer Umbau des Steuersystems durch eine
verstärkte Besteuerung von Gewinneinkommen und Vermögen, durch die
Besteuerung umweltschädlicher Stoffe und Verfahren und eine steuerliche
Entlastung der tieferen Einkommen.

Die soziale Infrastruktur als Rückgrat einer sozialen Demokratie muss
ausgebaut und Privatisierungen müssen rückgängig gemacht werden.
Gerade Privatisierungen als Ausdruck neoliberaler Plünderungswirtschaft
haben viel zurAufblähung des Finanzsektors beigetragen. In den Bereichen
Soziales, Bildung, Gesundheit, Kommunikation und Verkehr muss der
Staat seine Dienstleistungen massiv ausbauen. Rentabilitätsgesichtspunkte
müssen zurückgedrängt und die Dienstleistungen müssen auf die gesell-
schaftlichen Bedürfnisse ausgerichtet werden. Ein kostenloses Gesund-
heits- und Bildungswesen, wie es heute in Venezuela und anderen Staaten
Lateinamerikas eingeführt und aufgebaut wird, ist einer der Grundpfeiler
einer sozialen Demokratie. Bei all diesen Massnahmen geht es nicht nur
um soziale Gerechtigkeit, es sind auch wirksame Massnahmen gegen die
Krise.

Eine zweite Achse betrifft Massnahmen zur Stärkung und zum Ausbau
der Demokratie gegen die durch die Krise bedingten autoritären Tendenzen.
Mit staatlichen „Rettungsprogrammen" wetteifern die Finanzplätze um die
Begrenzung der Verluste: Ohne Rücksicht auf demokratische Verfahren
wird im Dienste der Äufrechterhaltung des Bankensystems, der Kapital-
eigner und Manager letztlich tief in die Taschen der Steuerzahler gegriffen.
Es ist ein Skandal, wenn heute auch noch von linker Seite solchen Pro-

grammen, wenn auch mit Vorbehalten, zugestimmt wird (vgl. dazu Debat-
te Nr. 7, 2008). Im Vordergrund muss vielmehr die demokrarisc/ie Kon-
fro//e <7e.y Kredite stehen, d.h. die Verstaatlichung der Grossbanken und
ihrer Kontrolle. Wenn Banken vor dem Bankrott gerettet werden müssen,
so muss die Kontrolle der Bank an die Öffentlichkeit übergehen, und das

Management und die Grossaktionäre haben für die angerichteten Schäden
aufzukommen. Eine Verstaatlichung hat entschädigungslos zu erfolgen,
wie dies z.B. in der Verfassung von Equador vorgeschrieben ist, welche
die Verstaatlichung von privaten Schulden verbietet. Auch die Zentralban-
ken und die Versicherungskonzerne sind einer demokratischen Kontrolle
zu unterstellen. Mit der öffentlichen demokratischen Kontrolle der Finanz-
Wirtschaft und anderen Massnahmen gilt es, der Kapitalflucht, den Wäh-
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rungsspekulationen im grossen Stil und den problematischen Kapitalver-
Schiebungen grosser Internationaler Banken und Fonds und deren Kredit-
blockaden einen Riegel zu schieben.

Dabei sind in einem ersten Schritt zumindest die alten demokratischen
Grundwerte wie etwa die Transparenz geltend zu machen. Finanzverträge

- und alle derivaten Kontrakte sind nichts anderes als handelbare Verein-
barungen - sind zwingend dem Öffentlichkeitsprinzip zu unterstellen.
Konkret bedeutet dies, dass nur noch an Börsen gehandelte Kontrakte über
Rechtssicherheit verfügen sollen. Parallel dazu muss ein internationales
Schulden- und Kreditregister eingeführt werden. Folgerichtig sind daher
internationale Finanzinstitutionen (inkl. Basler Komitee) und private
Kredit- und Kapitalfonds (inkl. Hedge-Fonds, Private Equity Fonds, Rating
Agenturen) nach strengen Kriterien zu kontrollieren und zu regulieren.
Off-Shore-Finanzplätze sind zu schliessen, weil sie ermöglichen, Steuer-

Systeme und eine demokratische Kontrolle des Finanzbereichs zu unter-
laufen und damit den Abfluss von Kapital aus Ländern der Peripherie in
einer Krise erleichtern (Tandon 2008b).

Wenn heute von allen Seiten nach einer „Reform" des internationalen
Finanzsystems gerufen wird, so ist grösste Vorsicht am Platz. Das globale
Finanzmarktsystem wird unter kapitalistischen Bedingungen seinen impe-
rialistischen Charakter nicht verlieren wollen und weiterhin vorab den
Interessen der Zentren gegenüber den Ländern der Peripherie und jenen
der grossen Konzerne gegenüber der „kleinen" Ökonomie dienen. Es ist
offensichtlich, dass viele der heute aus Banken- und Regierungskreisen
stammenden Vorschläge daraufhinauslaufen, grössere Länder in die Poli-
tik der Zentren einzubinden und dadurch die Vorherrschaft der Zentren
über die Peripherie zu sichern, wie das an der Konferenz der G20 in
Washington im November 2008 deutlich geworden ist. Insbesondere
vonseiten der USA wurde angestrebt, den Internationalen Währungsfonds,
den IWF, und die Welthandelsorganisation, die WTO wieder ins Spiel zu
bringen. Gerade diese internationalen Finanzinstitutionen wie der IWF, die
Weltbank und die WTO sind aber Teil des Problems und keineswegs
dessen Lösung. Dies gilt auch für viele Vorschläge, die auf ein neues
Bretton-Woods-System abzielen.

Eine r/r/tte Achse beinhaltet deshalb Forderungen nach einer Deg/oha-
Zw/ernng (Bello 2002). Im Zentrum steht dabei der Bruch mit dem söge-
nannten Washingtoner Konsens und die Loslösung aus der Abhängigkeit
von den imperialistischen Zentren, der USA und der EU. Jede Nation hat
das Recht, ihre Entwicklungsziele selber zu definieren und anzustreben,
unabhängig von Pressionen internationaler Finanzinstitutionen und der
Regierungen anderer Staaten. Die Schulden der ärmeren Entwicklungslän-
der sind ersatzlos zu streichen und die Schulden anderer Länder der Peri-
pherie sind während der Dauer der Krise mindestens zu sistieren. Zur
Deglobalisierung gehören auch KapitalVerkehrskontrollen, Massnahmen
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